Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1150 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, Mertes 
und Genossen 

betr, elektronische Datenverarbeitung und Schutz der 
Privatsphäre 


Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme zu der von 
den Fraktionen der CDU/CSU, der SPD und der FDP beantrag- 
ten Entschließung des Deutschen Bundestages vom 28. März 
1969 bestätigt, daß die elektronische Datenverarbeitung die 
Möglichkeit gibt, mehrere an verschiedenen Stellen einge- 
speicherte Informationen über eine Einzelperson leichter und 
schneller zu kombinieren und abzurufen, als das konventionelle 
Verfahren ermöglichen. 

Die Bundesregierung hat weiterhin in Drucksache VI/648 fest- 
gestellt, daß dem Schutz der Privatsphäre des Bürgers beson- 
dere Aufmerksamkeit gewidmet und die Notwendigkeit speziel- 
ler, gesetzgeberischer Maßnahmen geprüft werde. 

In zwei Bundesländern haben die Regierungen bereits Gesetzes- 
entwürfe mit Schutzvorschriften, die sich jedoch auf Anlagen der 
öffentlichen Hand beschränken, vorgelegt. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

A. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß hinsichtlich der 
notwendigen Maßnahmen zum Schutz der Privatsphäre beim 
Einsatz von EDV-Anlagen die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes gegeben ist, um für 

1. den öffentlichen Bereich eine einheitliche Regelung zu 
schaffen und somit einer divergierenden Entwicklung 
entgegenzuwirken; 

2. den privaten Bereich (z. B. Auskunfteien, Kreditinstitute, 
Versicherungen usw.) einen Datenschutz, wie er vom 
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Bund für das Meldewesen und von einigen Ländern für 
die öffentliche Hand vorgesehen ist, zu gewährleisten; 

3. den öffentlichen und privaten Bereich erweiterte Rege- 
lungen zu treffen, die außer dem straf- und zivilrecht- 
lichen Persönlichkeitsschutz, dem urheberrechtlichen 
Schutz von Datenprogrammen sowie zivil-, straf- und 
verwaltungsrechtlichen Fragen, auch den davon nicht 
getrennt zu beurteilenden verwaltungsrechtlichen Bereich 
(einschließlich Information der Legislative, Datenüber- 
wachungsstelle usw.) umfassen? 

B. Stimmt die Bundesregierung in dieser Meinung mit den 
Landesregierungen überein? 

C. Zu welchem Zeitpunkt kann mit Gesetzesvorlagen der Bun- 
desregierung für die Bereiche gerechnet werden, für die die 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes gegeben ist? 


Bonn, den 16. September 1970 
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